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Keueſte Tagesnachrichten
Die Lebensmittelverhandlungen zwiſchen Bayern

d Italien kommen in den nächſten Tagen zu einem
bſchluß.

x Der Miniſter des Jnnern hat das Beflaggen der
ntlichen Gebäude am Sedantage verboten.

Unter den deutſchen Metallarbeitern machen ſich
eue Forderungen und damit neue Streikgelüſte bemerkbar.

Zur Senkung der Lebensmittelpreiſe ſollen noch
inmal 50 Millionen ausgeworfen werden.

Der Geſchäftsführende Ausſchuß der Deutſchen
zolkspartei bekennt fich einmütig zu der Auf-
aſſung, daß Hindenburg. der zukünftige
eichs präſident werden müſſe.

Das neue Heeresverordnungsblatt veröffentlicht
e Uebertragung des Oberbefehls über die geſamte Reichs

ehr an den Reichswehrminiſter Noske.

Jn Ungarn herrſcht noch immer das Kabinett
riedrich.
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»Oberſchleſien
Eine ernſte Mahnung an die Regierung

Der Landesverband Oberſchleſien der deutſchnationalen
jolkspartei hat an den Miniſterpräſidenten Bauer folgende
rahtmeldung geſchickt

Herr Miniſterpräſident! Jhnen gereichte es am 19. dieſes
Monats in der Nationalverſammlung, zurzeit als Oberſchleſien
in Flammen ſtand, zur Freude, feſtſtellen zu können, daß die

yolniſche Regierung den Putſchverſuchen fernſteht und daß
polniſche Truppen ſich nicht beteiligt haben. Wir Oberſchleſier
können die notwendigen Feſtſtellungen ſeitens der zuſtändigen
militäriſchen Stellen abwarten. Uns würde es vielmehr

zur Freude gereichen, wenn vie deutſche Regierung endlich
en, 1. Ab mitteilen würde, daß von der polniſchen Regierung die Zurück-

führung unſerer verſchleppten vberſchleſiſchen
Abſ. Lolks genoſſen mit Entſchuldigung und Anerkennung ver Entſchädigungsanſprüche zu

geſtanden iſt. Wir fordern von der deutſchen Regie-
rung, daß ſie unverzüglich das Schickſal unſerer ver
ſchleppten Volksgenoſſen bekannt gibt und mit allen

ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln die Zurückführung in
die Wege leitet. Eine Regierung, die dieſe Machtmittel nicht
beſitzt oder keinen Gebrauch davon macht, iſt in Ober
ſchleſien unmöglich.

Zugleich warnen wir die Regierung, die Sachlage weiter-
hin optimiſtiſch aufzufaſſen und weiſen darauf hin, daß bei
einem Zurückziehen der Truppen deutſchgeſinnte oberſchleſiſche
Familien, vor allem BVeamte, ſofort Oberſchleſien in Maſſen
den Rücken kehren werden. Was das für die deutſche Kohlen
und die geſamte Volkswirtſchaft bedeuten würde, dürfte auch

der Regierung klar ſein. Ein Weiterbetrieb von Bergbau und
Induſtrie iſt jedenfalls zum größten Teil ausgeſchloſſen. Die
waffenloſe deutſchgeſinnte Bevölkerung iſt keinesfalls gewillt,
für falſche Maßnahmen der Regierung gleichwie in Poſen die
Haut zu Markte zu tragen. Das dringendſte Gebot der
Stunde iſt eine unzweideutige Erklärung der Regierung, da ſie
ſich nicht mit Worten, ſondern durch Taten für uns Ober
ſchleſier einſetzen wird.

An die Reichswehrbrigade 82 hat der genannte Verband eine
dankesſchrift geſandt, in der die Verdienſte der Brigade für die
e derſtellung der Ordnung in Schleſien hervorgehoben
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Kattowitz, 27. Auguſt
Die inkerallifkerte Kommiſſion empfing in Hindenburg eine

ordnung der Arbeiter. Am Mittwoch fanden Beſprechungen
polniſchen Führern in Gleiwitz und Kattowitz ſtatt.
Es wird in der Tat in Polen geglaubt, daß die Armee Haller
n 1. September die bekannte fertige Tatſache ſchaffen

olle. Die deutſ-hen militäriſchen Nachrichtenſtellen haben ihre
denen Organe zur Nachprüfung von Gerüchten und Jnfor-
ationen. Dangch halten die jenſeitigen Verſtärkungen an.
der Pole braucht ſie aber, um im eigenen Kohlenrevier der
lüderungen und Exzeſſe Herr zu werden. Der deutſche Grenz
hutz iſt auf dem Poſten und ſtark genug, um den neuen An-
riffen erfolgreich die Stirn zu bieten. Leider iſt er aber nicht
v ſtark, um einer regulären Armee gegenübertreten zu können.
das muß feſtgehalten werden.

Das Lügenſpiel um Oberſchleſien
Paris, 27. Auguſt.

In einem von der Friedenskonferenz in der Frage der Kom
miſſion für Schleſien an General Dupont geſandten, Jnſtruk-
genen enthaltenden Telegramm wird die Anſicht ausgedrückt,
iß das einzige Mittel, um die Ruhe wiederherzuſtellen, und die

bohlenerzeugung in Oberſchleſien zu vermehren, die Beſetzung
durch die Alliierten ſei. Es wird nicht erroartet, daß die deutſche

gierung auf ihrem Rechte, ihre Einwilligung dazu zu ver
gern, beſtehen werde. Tatſächlich war bereits von der

tſchen Delegation in Verſailles inoffiziell der Vorſchlag ge
nacht worden, die Alliierten möchten die ſofortige Be
ledung Schleſiens in die Wege leiten

Donnerstag, 28. Auguſt

Dazu bemerkt das W. T. B. Soweit dis Reutermeldung
von einer Stellungnahme der deutſchen Regierung oder ihrer
Vertreter ſpricht, iſt ſie vom erſten bis letzten Worte falſch.
Die deutſche Regierung hat weder ausdrücklich noch an
deutungsweiſe euf irgend eines ihrer Souveränitätsrechte über
Oberſchleſien verzichtet und denkt auch nicht an einen ſolchen
Verzicht. Dies gilt vor allem von der vorzeitigen Beſetzung
Oberſchleſiens durch die Entente. Jm übrigen iſt feſtzuſtellen,
daß die Reuter- Meldung durch die Entwicklung der Dinge in
Oberſchleſien nach der Wiederherſtellung von Ruhe und Ord-
nung vollkommen überholt iſt.

Jtalieniſche Lebensmittel für Bayern
Von unſerem bp-Sonderberichterſtatter.)

München, 27. Auguſt.
Die bereits ſeit Wochen im Gange befindlichen Verhand

lungen zwiſchen Bayern und Jtalien wegen Liefe-
rung von Lebensmitteln ſtehen vor dem Abſchluß. Sie
werden zwiſchen der Handelskammer München und einem Offi-
zier der italieniſchen Miſſion in Berlin geführt, der jetzt mit
teilt, daß ſich die italieniſche Regierung geneigt zeigt, den baye-
riſchen Wünſchen in weiteſten Ausmaß entgegenzukommen.
Miniſter Tittoni hat das italieniſche auswärtige Amt und das
Miniſterium für Handel und Jnduſtrie aufgefordert, Vorſchläge
zu unterbreiten, die der Ein- und Ausfuhr zwif.hen Bayern und
Jtalien den Weg frei machen, ſelbſtverſtändlich im Einver
nehmen mit dem Reich.
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X Lugano, N. Auguſt.
Nach einer Meldung des „Corriere dela Sera“ aus Na

warra haben ſich dort Vertreter der Landarbeiter der reis
bauenden Provinzen Norditaliens verſammelt, um ein
Ultimatum zu ſtellen, bei deſſen Nichtannahme der Generalſtveik
der in Reisfeldern beſchäftigten Arbeiter erklärt werden wird.

Die Kriſe in U garn
Huldigungen für das Kabinett Friedrich.

Budapeſt, 26. Augnuſt.
Das Ungariſche Korr.-Büro verbreitet folgende Meldung:
Aus allen Teilen des Landes kommen Leute maſſenhaft nach

Budapeſt, um ihre volle Solidarität mit der Politik des Miniſter-
präſidenten zum Ausdruck zu bringen. Die Kundgebung iſt
durchaus ſpontan. Das Gebäude des ungariſchen Miniſterprä-
ſidenten iſt den ganzen Tag voll von Deputationen. Heute früh
erſchienen in der Ofener Feſtung Vertreter ſämtlicher Eiſen
bahngeſellſchaften, Poſtangeſtellten, zahlreicher Dörfer, Muni-
Zipien, Aerzte, chriſtlich-konfeſſioneller Vereine und drückten dem
Miniſterpräſidenten ihre Anhänglichkeit aus. Mittags zogen die
Deputationen zuſammen auf den Sankt Georgs-Platz, wo Red-
ner ihre volle Anhänglichkeit für die gegenwärtige Politik be
tonten. Der Miniſterpräſident ſprach in ſeiner Antwort die
Ueberzeugung aus, daß eine andere Politik als die, welche er
vertrete, hier in Ungarn nicht gemacht werden könne. Nur jener
habe hier Platz, der arbeite, und nur jener ſolle zu Brot ge
langen, der Ungar ſei und am Wiederaufbau des Landes mit-
helfe. Miniſter Haller ſprach in ähnlichem Sinne zu der
Menge, die ſodann auf die andere Seite des Platzes zum erz-
herzoglichen Palais zog, auf deſſen Balkon Erzherzog Joſef er
ſchien. Dieſer erklärte, daß Ungarn aus ſeinem Grabe wieder
erſtanden ſei. Die Urkraft und der chriſtliche Geiſt, ſowie die
Tugenden der ungariſchen Raſſe würden es wieder aufrichten und
zum Emporblühen verhelfen. Das unabläſſige Kommen und
Eehen der Deputationen befeſtigt augenſcheinlich die Lage der
Regierung.

(Sigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
S Rotterdam, 27. Auguſt.

Wenn die Jnformationen der Pariſer Ausgabe des „New-
Hork Herald“ richtig ſind, hat die amerikaniſche Frie-
densdelegation heute bekanntgegeben, daß ſie über die
Haltung der Rumänen höchſt unzufrieden ſei. Die Amerikaner
ſeien ſo erzürnt, daß erklärt wird, ſie wollten von der Konferenz
zurücktreten, wenn die Rumänen nicht unter die Aufſicht der
Friedenskonferenz geſtellt würden. Vor allem befürchten die
Amerikaner, das Beiſpiel der Rumänen werde auch andere
Staaten veranlaſſen, die Wünſche der Konferenz nicht
mehr ernſt zu nehmen.

BVudapeſt, 27. Auguſt.
Von der Löſung der Kriſe in Budapeſt kann noch immer

keine Rede ſein. Nachdem der Handelsminiſter Heinrich endgültig
abgeſagt hat, weiter zu verhandeln, iſt Miniſterräſident Fri e d
r ich vor der Hand wieder Herr der Lage. Die Ententemiſſion
will ihn nicht anerkennen, die ungariſchen Sozialiſten noch we-
niger, aber er regiert tatſächlich mit Hilfe der Rumänen und
ſeiner ihm treu ergebenen Offiziere. Die ganze Sache ſieht be
reits nach einer militäriſchen Diktatur aus und es ſteht außer
Zweifel, daß Friedrich die erſte Möglichkeit ergreifen wird, um
die Diktatur zu erreichen. Ueber ganz Ungarn iſt, wie bereits
geſtern berichtet, der verſchärfte Belagerungszu
ſtand verhängt worden.

Die Ungarn-- Deutſchen für Autonomie
Wien, 27. Auguſt.

Geſtern fand eine Konferenz der Vertreter aller
deutſchen Parteien ſtatt, ſowohl der Bürger- und der
Bauernpartei, als der chriſtlich-ſozialen und der ſozialdemokrati-
ſchen Partei. Die Konferenz beſchloß die ſtrikte Durchführung
des ſeinerzeit von dem Nationalitätenminiſter Oskar Jatzi ent
worfenen Autonomieprogramms und forderte bezüglich Weſt
ungarns eine autonome Verwaltung mit deutſchen Behörden und
deutſcher Gendarmerie unter einem deutſchen Nationalitäten-
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miniſter. Es wurde ein Dreierausſchuß aus Bauern und Bür-
gerpartei, Sozialiſten und ChriſtlichSogialen entſandt, um mit
der Regierung und der Entente bezüglich der vollen Autonomie
Deutſch Weſtungarns zu verhandeln.

Die Lage im Baltikum
Der Standpunkt der deutſchen Regierung,

Von unſerem h. -Sonder berichterſtatter
Berlin, 27. Auguſt.

geteie er die Lage im Balkikum wird noch folgendes mit

Angeblich befinden ſich auf außerdentſchem Brden etwa
40 000 Mann, die eine einheitliche Kampftruppe darſtellen. Die
Stimmung dieſer Truppen iſt äußerſt erbittert, angeblich wegen
Verſprechungen, die man der Delegation der Eiſernen Diviſion
im Frühjahr dieſes Jahres gemacht hat und die nicht gehalten
worden ſeien. Auch die Behauptung, daß die lettiſche Regierung
den Truppen ein Siedlungsrecht verſprochen habe, iſt nach Er
klärung der lettiſchen Regierung unrichtig. Den Soldaten war
nur die Möglichkeit der Einbürgerung geboten, und wenn die
lettiſche Regierung neuerdings dieſes Zugeſtändnis nicht aner
kennen ſollte, ſteht jedem Einzelnen das Recht der Privatklage
zu. Die Regierung muß es ablehnen, wenn die Truppen go
waltſam vorgehen wollen, um zu ihrem vermeintlichen Recht zu
kommen. Andererſeits muß die deutſche Regierung die For
derungen der Truppen im Baltikum aufs ſchärfſte zurückweiſen,
und zwar einmal aus Gründen der Diſziplin und dann, weil ſie
ſchlechthin undurchführbar ſind. Was endlich die angeblichen
Verträge mit Lettland betrifft, die ſeitens des Reiches abge
ſchloſſen worden ſein ſollen, ſei feſtgeſtellt, daß Verträge des
Jnhalts, wie er von den Grenzſchutztruppen angenommen wird,
überhaupt nicht beſtehen, abgeſehen von dem Art. 2883
des Friedensvertrages, nach dem automatiſch alle mit dem che
maligen Rußland oder mit Staaten, die ehemals zu Rußland
gehörten, abgeſchloſſenen Verträge hinfällig werden. Die Lage
iſt im Augenblick noch völlig ungeklärt, die Regierung hofft aber,
daß die Truppen zur Einſicht kommen werden.

Kein Sedantag mehr
Berlin, 27. Augrrſt.

Der preußiſche Miniſter des Jnnern richtete an
ſämtliche Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten folgenden

„Die früher geltende Verfügung, daß an dem Gedächtnis
tage der Schlacht zu Sedan die öffentlichen Gebäude beflaggt
werden ſollten, entſpricht nicht mehr den Zeitverhältniſſen.
Unſer Volk foll in dieſer Zeit des tiefſten Unglücks nicht durch
eine demonſtrative Erinnerung an frühere Siege darüber hin-
weggetäuſcht werden, daß all ſein Denken und Streben der
neuen Zukunft idmet ſein muß. Das Aufziehen der Flagge
auf den öffentlichen Gebäuden würde Stoff zu Konflikten und
Mißverſtändniſſen in der Bevölkerung geöen. Weite Kreiſe
würden darin Demonſtrationen für den verfloſſenen Ver-
fafſſungszuſtand ſehen und an dem Willen der Regierung zu
einer neuen Politik zweifeln, dies um ſo mehr, als die meiſten
Behörden noch nicht im Beſitze von Fahnen in den durch die
Reichsverfaſſung eingeführten neuen Farben ſein würden. Es
iſt deshalb auf den dem Miniſterium des Jnnern unter-
ſtehenden öffentlichen Gebäuden am Sedantage vom Aufzgiehen
von Flaggen Abſtand zu nehmen.“

Die Regierung hat die Macht, Anordnungen für die ihr
unterſtellten Behörden zu erlaſſen. Sie kann uns andere aber
niemals zwingen, den 2. September als einen Ehrenfeiertag
hochzuhalten, ebenſowenig, wie ſie uns dazu bewegen kann, den
1. als einen Feiertag der Allgemeinheit anzuſeben.
Die däniſche Agitation in Nordſchleswig

Franzöſiſcher Schiffsbeſuch.
Berlin, 27. Augufſt.

Auf Grund der Schritte des däniſchen Agitators Grau war
ſeinerzeit däniſcherſeits die Entente um alsbaldige Entſendung
eines Kriegsſchiffes nach Nordſchleswig erſucht worden. Für
dieſen Beſuch wurde von der franzöſiſchen Regierung der fran
zöſiſche Panzerkreuzer „Marſeillaiſe“ beſtimmt, der vor einiger
Zeit nach Kopenhagen gekommen war. Trotzdem die deutſche
Admiralität auf die am 24. Auguſt erfolgte Ankündigung des
Beſuches ablehnend geantwortet hatte, da das Anlaufen des
Schiffes durch die Bedingungen des Waffenſtillſtandes richt beo
gründet iſt, und trotzdem der deutſche Geſandte in Kopenhagen
aus rechtlichen Gründen und wegen der Gefahr von Provoka-
tionen und Zwiſchenfällen mehrfach vergebens gegen die Ent

des Schiffes proteſtiert hatte, iſt die „Marſeillaiſe“ am
5. auf Grund der Weiſung ihrer Regierung ohne deutſche Ev-

laubnis in Apenrade eingelaufen. Während des Beſuches
wurden eine Anzahl franzöſiſcher Offiziere in Uniform gum Be

des däniſchen Verſammlungshauſes aufgeboten und an
ord einer Abordnung däniſch geſinnter Bürger empfangen, die
ür den Beſuch der Franzoſen ihren Dank ausſprachen. Eine

geringe Anzahl däniſcher Häuſer hatte den Danebrog ge-
etzt. Am 26. früh iſt die „Marſeillaiſe“ nach Flensb irg weiter

gefahren, von wo ſie nach kurzem Aufenthalt über Sonderburg
nach Kopenhagen zurückkehren will. Die deutſche Marine
Waffenſtillſtandskommiſſion hat am 26. bei der alliierten
Waffenſtillſtandskommiſſion gegen den Beſuch des Schiffes Pro
teſt eingelegt und ſeine Zurückziehung verlangt. Es iſt dem
Takte und der Zurückhaltung der deutſchen Bevölkerung zu ver
danken, daß es bei dem eigenmächtigen Vorgehen des kranzäßt
ſchen Schi nicht zu Zwiſchenfällen gekommen iſt.



wilſon in der Zwickmühle J
Die Abſtimmung über den Friedensvertrag.

Amſterdam, 27. Auguſt.
Das Preſſebüro Radio meldet aus Waſhington, daß Präſi

dent Wilſon, der „New York Times“ zufolge, in ſeiner Unter
redung mit dem Senator Swanſon, über die keine Einzel-
heiten veröffentlicht worden ſind, die geſamte Lage in bezug auf
den e u wie ſie durch das Vorgehen desSenaksausſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten geſchaffen
worden iſt, beſprochen und erklärt hat, wenn die vom Senats-
ausſchuß vorgenommene Aenderung des Friedensvertrages auch
vom Senat aufrechterhalten werde, ſo ſtehe der geſamte Frie
densvertrag, ſoweit die Vereinigten Staaten beteiligt ſeien, in
Gefahr. Wilſon ſoll auch die Senatoren aufgefordert haben,

ihre Kräfte zu veveinen, um bei der Abſtimmung im Senat die
Ablehnung des Abänderungsantrages Lodge zu erreichen. Der
Präſident erklärte, er ſei überzeugt, Großbritawnien und Frank
reich würden wegen ihres früheren Abkommens mit Japrn,
durch das ſie ſich verpflichtet haben, die Anſprüche der japa-
niſchen Regierung auf das Vorrecht in Schantung zu unker
ſtützen, keinen Abänderungen zuſtimmen. Wenn der Senat den
Beſchluß des Senatsausſchuſſes bekräftige, würden die Ver-
einigten Staaten genötigt ſein, mit Deutſchland einen Sonder
frieden zu ſchließen und aus dem Völkerbund auszutreten.

„New York Sun“ meldet aus Waſhington, daß der Senagts-
ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten heute über die vom
Senator Fall eingebrachten Abänderungsanträge, denen zufolge
die Vereinigten Staaten es ablehnen, ſich an der internatio-
nalen Kommiſſion für die Regelung der europäiſchen Fragen zu
beteiligen, abſtimmen werde. Es ſind mehr als 20 ſolcher Ab-
änderungsanträge eingebracht worden. Alle laufen auf das
ſelbe Ziel hinaus, nämlich die Nichtbeteiligung der Vereinigten
Staaten an irgend einer Kommiſſion, die ſich mit den verſchieden
artigen Verwaltungsfragen in Europa befaßt. Jn Waſhington
herrſche die Anſicht, daß dieſe Abänderungsanträge nur zur Ab
ſtimmung kommen werden, wenn die vepublikaniſchen Führer
ſicher ſind, daß ſie gewinnen werden.

Amerika vor dem CLosſchlagen
Amſterdam, 27. Auguſt.

Die „New-York Sun“ meldet aus Waſhington, daß die
Pläne für eine Jntervention der VereinigtenStaaten zu Lande und zu Waſſer in Mexiko fertiggeſtellt
ſind. Das Blatt erhält dieſe Nachricht aus beſter Quelle und
fügt hinzu, die nächſten Ereigniſſe müßten wohl oder übel als
unvermeidlich angeſehen werden. Zunächſt müßten die Ver-
einigten Staaten in Mexiko intervenieren und die mexikaniſchen
Angelegenheiten ebenſo vollſtändig übernehmen, wie ſeinerzeit
die kubaniſchen. Als Hauptgrund für die Beſetzung Mexikos
durch Amerika gibt das Blatt den vollſtändigen Verfall
Mexikos an.

Drohungen gegen die Türkei
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.

x Paris, 27. Auguſt.
Die Zeitungen veröffentlichen ein Telegramm aus Athen

vom 25. Auguſt, wonach der amerikaniſche Kommiſſar in der
Türkei der türkiſchen Regierung ein Telegramm Wilſons über-

ben hat, in dem die Türkei aufgefordert wird, unverzüglich dieDedekcten in Armenien ein zuſtellen. Andern-
falls wird Wilſon von ſeinen 14 Punkten den zweiten zurück-
iehen, der ſich auf die Aufrechterhaltung der türkiſchen Ober-hertſchaft in den rein ottomaniſchen Gebieten bezieht.

Die Kriegsſchuld der Entente
Neue Zeugniſſe.

Das Volkskommiſſariat der auswärtigen Angelegen-
heiten in Rußland veröffentlicht nach der „Täglichen Welt
ſtimme“ vom 27. Auguſt in der Prawda Dokumente
aus dem Archiv des zariſtiſchen Miniſte-
wiums des Auswärtigen. Darunter befindet ſich
ein Brief des eben verſtorbenen Botſchafters in Paris,
Jswolski, in dem es heißt:

„Aus meinen langen Geſprächen mit den Herren
Poincars und Pichon geht hervor, daß die franzö
ſiſche Regierung vollkommen bewußt und kalt-
blütig zugibt, daß das Endreſultat der gegenwärtigen
Verwicklungen für ſie die Notwendigkeit bedeuten könne,
am allgemeinen Krieg teilzunehmen. Die franzöſiſche
Regierung muß aber mit der Stimmung des Parlaments
und der öffentlichen Meinung rechnen. Sie bittet uns
dringend, keine Sonderaktionen ohne vor-
herigen Meinungsaustauſch mit dem verbündeten Frank-
reich zu unternehmen. Nur unter dieſer Bedingung kann
die Regierung die franzöſiſche öffentliche Meinung auf

daß der Vertrag ſo viel Lücken aufweiſe,

In einer Mikkeilung, die Graf Benkendorffder tuſſiſche Botſchafter in London, am 18.26. Juli 1914
an Saſonow richtet, heißt es:

„Sir Edward Grey hört nicht auf, mir zu wieder
holen, daß ſeine nach Berlin gerichteten Erklärungen dort
auf keinen Fall geſtatten, auf die Neutralität
Englands im Fall eines Krieges zu rechnen. Jch bin
gar nicht ſicher, daß Lichnowsky die Worte Greys ſo ver
ſtanden hat, wie Grey es wünſchte. Mir gelingt es
nicht, Grey vorwärts zu bringen. Jch hege die Be
ſag i daß Grey ſeiner öffentlichen Meinung nicht ganz
icher iſt und befürchtet, daß man ihn nicht unterſtützen

würde, wenn er zu früh hervortritt. Daß auch England
in den Krieg hineingezogen werden kann, das kann die
langſame engliſche Einbildungskraft noch nicht faſſen.
Das alles iſt ſehr traurig, aber es iſt ſo. Es iſt nötig,
unumgänglich notwendig für Sie, ſich die engliſche Mit
arbeiterſchaft zu ſichern. Wenn ſie auch ſpät kommen
wird, ſo wird ſie doch unausbleiblich kommen. Was die
Rolle Deutſchlands anbetrifft, ſo erſcheint mir dieſelbe
in dunklerem Lichte als allen übrigen. Und darauf eben
ſtütze ich mich hier. England fürchtet ſich nicht ſo vor
dem Vorrang Oeſterreichs auf der Balkanhalbinſel, wie
vor dem Vorrang Deutſchlands in der Welt.

Rußlands Vorbereitungen zur Abwehr
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

X Baſel, 27. Auguſt.
Die „Jnformation“ meldet aus Helſingfors: Tronzki er

klärte in einem Appell an die Sowjettruppen, es ſei eine eng
liſche Fliegerſtaffel von 6000 engliſchen Fliegern in Rußland
gelandet, ſo daß in den nächſten Tagen Fliegerangriffe ouf allen
Fronten zu erwarten ſeien. Hiervon wird das Weiterbeſtehen
der Sowjetregierung abhängen. (7)

D Haag, 27. Auguſt.
Die Sowäjetregierung hat alle Vorbereitungen zur Ver-

teidigung der Republik gegen die Alliierten getroffen. Auf Be
fehl Trotzkis refolgte die Aus hebung von 750 000 Mann für
die Rote Armee. Jn den Munitionsfabriken wird Zwangs
arbeit der Bürger eingeführt.

London, 27. Auguſt.
Reuter erfährt, daß Odeſſa vom ruſſiſchen Frei-

willigenheer beſetzt iſt, und daß die Bolſchewiſten ſich in
der Richtung auf Balta zurückziehen.

e

Haß ohne Ende
Der Friedensvertrag in der franzöſiſchen Kammer.

Paris, 27. Auguſt.
Die Kammer begann geſtern die Debatte über den Frie

densvertrag. Oberſt Alberti erklärte, es ſei bedauerlich,
aber er gebe doch

Genugtuung für Frankreich und ſtelle Polen wieder
her. Frankreich dürfe ihn gutheißen. Es finde in ihm die hohen,
edlen Ueberlieferungen ſeiner Geſchichte niedergelegt. Die durch
den Völkerbund gegebenen Garantien bezeichnete der Redner als
ungenügend. Zum franzöſiſch-engliſch- amerikaniſchen Sonder
abkommen bemerkte er, daß dieſes den Angelpunkt des künftigen
Friedens bedeute. Er müßte aber ergänzt werden durch eine
franzöſiſch-italieniſch-belgiſche Allianz, damit ſich Deutſchland
nicht mehr der großen Operationsbaſis bedienen könne, um ſeine
räuberiſchen Pläne auszuführen. Deshalb müßte dieſe von
Truppen des Völkerbundes beſetzt werden. Damit wäre der Welt-
friede geſichert. Fournier bedauerte, daß der Friedensvertrag
ein einiges Deutſchland anerkenne, das vor dem Kriege alle
Völker hinter das Licht geführt habe, und verlangte die Ein-
ſetzung eines internationalen Parlaments, das die Einigkeit
unter allen Nationen feſtzuſtellen imſtande wäre. Die Fort-
ſetzung der Debatte findet heute ſtatt.

X Luganv, 27. Auguſt.
Der Pariſer Vertreter des „Corriere de la Sera“ berichtet

aus der geſtrigen Sitzung des Oberſten Rates der Verbündeten,
wonach Frankreich mit ſeinen Vorſchlägen über die in
Punkt 80 des deutſchen Friedensvertrages feſtgeſetzten Ver-
pflichtungen, die Zuſtimmung keiner anderen Großmacht ge-
funden habe. Tardieu machte folgende Vorſchläge: Es ſolle der
deutſchöſterreichiſchen Regierung befohlen werden, Kundgebungen
der Staatsangehörigen, die zu einer Vereinigung mit Deutſch-
land Stellung nehmen, zu verbieten, ferner, daß keine deutſch-
öſterreichiſche Abordnung an der deutſchen Nationalverſammlung
teilnehmen ſolle, und daß die Anwerbung von Derntſch-Oeſter-
reichern für das deutſche Heer unterſagt werden. Keiner dieſer
Vorſchläge wurde angenommen, da ſich England, Jtalien und

die Notwendigkeit, am Kriege teilzunehmen, vorbereiten.“

Nachdruck verboten.

Der Staatsanwalt
23)] Roman von Artur Brauſewetter.

„Jſt ſie verdächtig?“ fragte er ſchnell.
Der Erſte Staatsanwalt zuckte mit den Achſeln.
„Sonſt würden wir ſie nicht verhaften. Es ſind ſelt-

ſame Umſtände ich hatte die Verhaftung längſt vor
aber eins fehlte, fehlt mir auch jetzt noch: Ein reifbares
Motiv. Sehen Sie, das iſt eins der quälendſten Worte
für uns in ſo vielen Fällen: Das Motiv! Aber was
haben Sie, lieber Bolkow? Sie ſind in der Tat bleich
geworden.“

„eEs iſt nichts ich kannte die Perſon ich traute
ihr eine ſolche Tat nicht zu.“

„Jch auch nicht wahrhaftig nicht,“ ſagte der Erſte
Staatsanwalt nicht ohne eine gewiſſe Wärme. „Darum
habe ich ja auch ſo lange mit dem Antrag auf Verhaftung
gezögert. Sie hat einen zu guten Eindruck auf mich ge-
macht. Aber notwendig iſt dieſe Verhaftung glauben
Sie mir das andere wird die Unterſuchung lehren
und die Zeit.

Doch nun leben Sie wohl, ich muß in dieſer Ange
ſofort zur Konferenz man wartet ſchon auf

mich.“
9. Kapitel.

„Es iſt gut wirklich ſehr gut.“ F
Und der Juſtizrat rieb die dicken Hände eine Weile

und klatſchte ſie dann plötzlich laut gegeneinander, daß die
kleine Frau, die über ihren Strickſtrumpf gebeugt ſaß, er-
ſchreckt die Maſchen fallen ließ.

„Kaum iſt der Bolkow hier, euer guter Freund, da
Tanz los na, gedacht hatte ich es mir lange,

ahbar daß es gleich ſo arg kommen würde, das iſt unerhört!“
„Was hat er denn wieder getan?“

Nun, er hat gar

Amerika gegen ſie erklärten.

Heutſches Reich.
Zuſammentritt der preußiſchen Landesverſammlung,

die „P. P. N.“ zuverläſſig erfahren, tritt die preußiſche Lande
verſammlung am 11. September, zunächſt im Ausſchuß, wieder
zuſammen.

Erhöhung der für die Senkung der Lebensmittelpreiſe be,
reitgeſtellten Mittel. Wie die P. P. hören, werden die
der Regierung bewilligten 500 Millionen zur Senkung
Lebensmittekpreiſe um weitere 50 Millionen auf 550 Million
erhöht. Dieſe 50 Millionen ſollen vorzugsweiſe leiſtungs.
ſchwachen Gemeinden zugute kommen, da aus zahlreichen 0
meinden Mitteilungen eingelaufen ſind, daß die Senkung d
Lebensmittelpreiſe noch nicht in der gewünſchten Weiſe in
durchgeführt werden können.

Das Stimmenverhältnis im Reichsrat. Die im Reichsrat
vertretenen Länder haben iusgeſamt 53 Stimmen, die ſich wi
s verteilen: Preußen 25 Stimmen, Bayern 7, Sachſen

aden 3, Württemberg 3, alle übrigen Länder je eine Stim
die beiden Reuß zuſammen eine Stimme. In Preußen wirt
das Stimmrecht durch die zehn Mintſter, die neun Unkerſtaatz.
er und vorausſichtlich durch weitere ſechs parlamentariſche
nterſtaatsſekretäre ausgeübt werden. tDie Verhandlungen über die Abtretung der Staatsbahn daß

Wie wir hören, wurde in den letzten materiellen Verhandlun er aus
über eine Vereinbarung über die Höhe der Kaufpreiſe, die für
den Uebergang der Staatsbahnen an das Reich feſtgeſetzt werden Spartaku

in weſentlichen Fragen eine Klärung erzielt. Sowei Perlin,
jes bisher nicht möglich war, ſollen die Einzelfragen in beſon e des J

deren Gutachten behandelt werden, die von dem Referenten dez igsberger
Finanzausſchuſſes auszuarbeiten ſind. Ueber die ſtrittigen
Punkte ſollen im Herbſt weitere Einigungsverhandlungen ſtatt.
finden. Die Unterausſchüſſe, die über die ſonſtigen Bedingungen
des Kaufvertrages, Rechts, Perſonal, Verkehrsverhältniſſe Ver. Schneide

tan, und wieder einmal etwas unglaublich Dummes, wie
es eben nur ein Staatsanwalt tun kann.“

„Was denn?“
„Bolkow iſt bei ihm geweſen natürlich haben ſie

über die Seewalder Affäre geſprochen. Ueber was ſollten
ſich ſolche Herren auch ſonſt wohl unterhalten? Bolkow hat
natürlich ſeine Bemerkungen gemacht du kennſt ſie ja
ſeine liebenswürdigen, vorſichtigen und doch ſo deutlichen
Bemerkungen, wie er ſie uns an jenem Vormittag in der
Penſion Falke zum Beſten gab. Die haben dem Herrn
Erſten Staatsanwalt nicht Ruhe gelaſſen bei ihm gehört
nicht viel dazu. Der Dachdecker iſt es nicht geweſen wie
ſchwer. der Kerl belaſtet iſt, das merken ſie nicht. Das
Naheliegende ſehen ſolche Herren ja nie das iſt eben
nicht ſpitzfindig genug einen anderen hatten ſie eben
noch nicht erwiſcht einer aber muß es doch ſein was
tun ſie?! Sie verhaften die arme Annemarie

„Es iſt nicht möglich.“
„Verhaften ſie, während ſie noch an ihren Wunden

krank im Bett liegt.“
„Das arme Mädchen!“
Ja, ihr Mann hatte ganz recht es war empörend,

und der kränklichen Frau ſtürzten die Tränen aus den
guten Augen.

„Jch begreife den Bolkow nicht, tat immer, als habe
er das wärmſte Jntereſſe für das arme Frauenzimmer, und
nun na, er iſt eben Staatsanwalt, und Mitleid oder nur
Menſchlichkeit bei den Bären will ich es ſuchen, aber
nicht bei einem Staatsanwalt

Der Diener unterbrach ihn in ſeiner hitzigen Aus
einanderſetzung, bei der er ſich in ſeiner Vorliebe dafür
wohl noch zu den kühnſten Vergleichen emporgeſchwungen
hätte, und überreichte ihm zwei Karten.

„Rittmeiſter von Settegaſt, Freifrau von Türck“, las
er auf den KHarten.

„Jch laſſe ſehr bitten in mein Arbeitszimmer
ich werde ſogleich da ſein.„Was er getan hat, meine Liebe?!

getan Aber der Erſte Staat hat etwas ge 2 4

einbarungen treffen ſollen, werden vorausſichtlich gleichfalls arHerbſt zu Sonderſitzungen zuſammentreten. m ſt e
Keine militäriſchen Neuanwerbungen. Zur Durchführung Nankwirtin

der Verminderung des Heeres auf Grund des Friedensvertrages agen und
ſind r euanwerbungen und Neueinſtellungen zu gleiche
in die Reichswehr verboten. Für zurückkehrende wen erträt
Kriegsgefangene und die bei UAbwickelungsſtellen zurückge des Ange
haltenen Kapitulanten wird eine beſtimmte Anzayl von Unter n 19. Juni
offizier- und Mannſchaftsſtellen offengehalten werden G aus wegen
empfiehlt ſich daher nicht, zum wecke der Meldung noch l. Ner, begar
ſpielige Reiſen zu Werbeſtellen oder Truppenteilen zu unter en iſt.
nehmen, da ſie ohne Erfolg ſein s Ruerenenſpr

th. Beſeitigung des Portoablöſungsverfahrens. Die Reich. Nate wegen
poſtverwaltung bereitet einen Entwurf vor, der alle Gebühren den iſt.
freiheiten aufhebt und das Portoablöſungsverfahren beſeitigt Der früh
Man verſpricht ſich von dieſer Maßnahme ganz erhebliche Mehr Nterepublik
einnahmen, da die bisherigen Pauſchalſätze beim Portoah- et worden
löſungsverfahren kaum noch die Selbſtkoſten decken. Vom MNhſam-Toll
1. Oktober ab wird bei der Reichspoſt das Wort „Porto“ auz- rats verfo
gemerzt und durch das Wort „Gebühren“ erſetzt werden. ichswehrtru

th. Reform der Reichsverſicherungsordnung. Die Reichs den.
regierung plant eine Reform des vierten Vuches der Reichsver Millionen
ſicherungsordnung vorzunehmen und die Beiträge für die Prden von
Reichsverſicherungsordnung durchweg zu erhöhen. Eine Er großes
höhung der Beiträge läßt ſich wegen der beabſichtigten Erhöhung ſerte von He
der Renten nicht umgehen. Das Reich will in Erwägung ziehen, ſie an A
ob in Zukunft ein Teil der Rentenzulagen nicht vom Reich über Na 30 Perf
nommen werden kann, um die Träger der Jnvaliden- und Mge ſind b
Hinterbliebenenverſicherung nicht zu ſtark zu belaſten. Ob ez Spand
möglich iſt, läßt ſich zurzeit noch nicht überſehen. ſt iſt zunä

th. Die Geldbedürfniſſe des Reiches. Die höchſte Summe, Leichenfu
die uns der Weltkrieg im Monat gekoſtet hatte, hat niemals eine N Hamburg
Milliarde Mark überſchritten, es war dies im Höhepunkt des Nra 15 Zen
Krieges, als alle Mittel angewendet werden mußten. Die Geld- Peldeten Lei

bedürfniſſe des Reiches haben jetzt eine ſolch exorbitante Höhe nung von
erreicht, die niemals für Friede:rözeiten als möglich ange-
nommen worden waren. So koſtete uns der Juni 2 Milliarden
786 Millionen Mark, der Juli 2 Milliarden 634 Millionen
Mark. Jn dieſen Summen ſind Verpflichtungen aus dem J
Friedensvertrag nicht enthalten, da bisher keine Zahlungen ge- J Kraft S
leiſtet worden ſind. Allerdings ſpielen in dieſen Summen Mitung“, iſ
Lebensmittelankäufe eine große Rolle. Für die nächſte Zeit wird inkfirma
mit einem neuen Vedarf von 1 Milliarde Mark für Lebenz- Im ver
mittelbeſchaffung gerechnet. Eine weitere Milliarde iſt für die heini ſah
Ausfertigung von Schatzanweiſungen für Valutaoperationen Hunſ ch
notwendig. Die Leiſtungen aus dem Friedensvertrag werden n
für die nächſten zwei Monate ſich auf 2 Milliarden Mark be Perordentl

laufen. bot eineseiniſchen
Ankunft Mackenſenſcher Truppen im Lager Lechfeld. Von Ppllinduſtri

Lager Lechfeld wird gemeldet, daß dort, begleitet von ſerbiſchen I Prozent

efiai Mann von der er 2 MilSoldaten, aus Semlin 18 Offiziere und 2865 de ent. O
Armee Mackenſen eingetroffen ſind. Es handelt ſich dabei nicht ten abzut

um Kriegsgefangene, ſondern um Jnternierte. es Teiles
a e ente zu

„Herr Juſtizrat welch ein Unglückl renkursEs mußte die junge Frau wirklich hart angefaßt rde der A
haben ſie ſah ſo abgehärmt und leidend aus, wie der Na 7 Aktie
Juſtizrat ſich dieſes Geſicht nie hätte vorſtellen können. en wovo
Der kokette Zug um Mund und Augen war wie fort o entfit
geblaſen und an ſeine Stelle eine merkliche Falte getreten. d Sachs u

„Es iſt fatal in der Tat ſehr fatal,“ murmelte der Pehen war,
Rittmeiſter und nagte mit den Zähnen die Unterlippe u m

„Aber, ich bitte Sie, meine Herrſchaften meine liebe en mee
gute, gnädige Frau es wird ſich alles aufklären, muß

rma Moſſe
nnverteilu
itung“ ſei
nach ſollte

ſich aufklären nur nicht ſo kleinmütig und gleich ver
zagt! Es iſt vorläufig noch nicht der geringſte Grund
dazu ich bitte ſehr, Platz zu nehmen hier, meine
Gnädige, ein Glas Wein vielleicht? Nein, nein Sie
lieben ihn nicht, aber es gibt Zeiten ſo bitte, Herr Rit. vonmeiſter, dort auf dem Fauteuil und nun, liebe gnädige e n

Frau nun erzählen Sie erſt.“ InzwiſckUnd ſie erzählte alles, was der Juſtizrat längſt wußr Winnt gew
und viel beſſer als ſie. Er aber ſaß ihr gegenüber und We von 2
hörte ihr mit einer Spannung zu, als erzählte ſie ihm die Wigt von d

unglaublichſten Neuigkeiten. ch das„Und was das Schlimmſte an der Sache iſt, Herr Wen des er
Juſtizrat,“ ſchloß ſie unter einem Strom von Tränen, „dah eder zuſa
man es wagt, meinen, ja meines Bräutigams Namen Zahl der
in dieſen Schlamm zu ziehen.“ ſhränken,„Fatal ſehr fatal,“ und mit wachſender Geſchäftin V Dieſe T
keit nagte der Rittmeiſter die Unterlippe. ndig, um

Der Juſtizrat aber hatte aufgehorcht. u
Was die junge Frau dort andeutete, das hatte e

ſelbſt in letzter Zeit unzählige Male und von den ver
ſchiedenſten Menſchen gehört er konnte nicht leugnen
daß er ſich nach jenem Geſpräch mit Bolkow ſelbſt ähnli
Gedanken hingegeben hatte, und daß nur ſein heiliges P
teidigungsprinzip, den Nächſten zu entſchuldigen, Gu
von ihm zu reden und alles zum Beſten zu kehren, ihn ab
gehalten hatte, dieſem Verdacht weiteren p

Fortſetzung folgt.
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Kleine Nachrichten
Der Ruck nach rechts. In den Landesausſchuß des Fürſten-

z Lübeck ſind gewählt worden: 11 Mehrheitsſozialiſten,
heutſchnationale, 6 Demokraten, 1 Unabhängiger. Ge
men haben gegen die letzten Wahlen vom 28. Februar die
uiſchnationalen 1190 Stimmen (4509 gegen 88169), die

Volkspartei 159, verloren haben die Demokraten 927
die beiden ſozialiſtiſchen Parteien 1354 Stimmen.
Die deutſchen Standesherren für den Kaiſer. Die Mehrzahl
deutſchen Standesherven hat an die Königin von Holland,
die Könige von Spanien, Dänemark, Schweden und Norwegen
Bitte gerichtet, alles zu tun, was in ihrer Macht liegt, vm
jedem Rechtsgefühl hohnſprechende Verfahren gegen den vor

gen deutſchen Kaiſer zu verhindern. Die Eingabe iſt
mens der auf einer Liſte aufgeführten deutſchen Standes
ren vom Präſidenten des Vereins deutſcher Standesherren,
friſt ian n Fürſt zu StolbergzWernige-

unterzei net.ter deutſche Geſandte in Norwegen. König Haakon empfing

m deutſchen Geſandten v. Mutius in Audienz, der im Namen
Reichspräſidenten ſein Beglaubigungsſchreiben überreichte.

In Acht und Bann. Das Preſſebüro Radio meldet aus
ſea, daß weitere 600 Deutſcſhe, darunter verſchiedene Woll
ler aus Sydneh (NeuSüdwales), abtransportiert worden
Spartakus' Mordbuben. Der Lederarbeiter Max Leuſchnererun, der als der Hauptbeteiligte an dem n
de des Jnſpektors Blau in Betracht kommt, wurde von der
nigsberger Kriminalpoligei in der Wohnung des Kommu
en Lang, wo er ſich unter falſchem Namen verborgen hielt,

aftet.We Reichsgericht. Das Reichsgericht verwarf die Reviſion

Schneiders Karl Paulus, der vom Schwurgericht
lin III am 6. Mai d. J. zweimal zum Tode verurteilt wor
iſt. Paulus hat in der Nacht zum 24. Januar 1918 die

ankwirtin Frau Ella Hoffmann mit einem Hammer er
gen und Ende Mai 1918 ſeinen vier Wochen alten Sohn

zu gleicher Zeit ſeine Ehefrau auf deren ausdrückliches Ver
wen ertränkt. Das Reichsgericht hob ferner auf die Revi-
des Angeklagten das Urteil des Schwurgerichts Berlin II
n 19. Juni auf, ſoweit durch dasſelbe der Arbeiter Friedrich

hus wegen Mordes an einem Jagdaufſeher und einem Guts
ſter, begangen am 12. Februar 1913, zum Tode verurteilt
rden iſt. Zur Aufhebung führte eine Unklarheit des Ge
orenenſpruches, aus dem nicht zu erſehen iſt, ob der Ange
e wegen eines oder zweier Morde für ſchuldig evachtet

den iſt.
Der frühere Volksbeauftragte für Heeresweſen während der

terepublik in München, Reinhart, iſt geſtern in Berlin ver-
tet worden. Reinhart, der als Kriegsminiſter der Regierung
ühſamToller angehörte, wird von München aus wegen Koch
rats verfolgt. Es gelang ihm damals, beim Einrücken der
ichswehrtruppen zu fliehen, konnte jetzt aber feſtgenommen

den.

Millionenverſchiebungen eines Arbeiterrats. Die Kriminal
örden von Berlin und Spandau find augenblicklch bemüht,
großes Schieber-Konſortium aufzuheben, das ungeheure
rte von Heeresgut aus dem Spandauer Traindepot entwendet,
ſie an Althändler und Hehler zu verſchieben. Es ſcheinen

a 30 Perſonen an den „Geſchäften“ beteiligt zu ſein, und
ige ſind bereits verhaftet worden, darunter auch Angehörige
Spandauer Arbeiterrats vom Traindepot. Dieſer

ſt iſt zunächſt ſeines Poſtens enthoben worden.
Leichenfund. Dienstag morgen wurden im Leinpfadkanal

Hamburg zwei weitere zuſammengebundene Leichenteile von
pa 15 Zentimeter Länge gefunden, die zu dem bereits ge
eldeten Leichenfund gehören. Die Polizei ſetzte eine Be
jnung von 3000 Mark für aufklärende Mitteilungen aus.

Kraft Sachs
Kraft Sachs, ſo leſen wir in der „Deutſchen Tages-
itung“, iſt ein Bankier. Er iſt Jnhaber der Berliner
inkfirma Moſſe und Sachs.

Jm vergangenen Winter erregten Vorgänge bei der
heiniſchen Möbelſtoffweberei vorm. Dahl
Hunſche A.G. in Barmen großes Aufſehen. Eine
ßerordentliche Generalverſammlung hatte über das An
hot eines Konſortiums zu beſchließen, wonach von der
einiſchen Möbelſtoffweberei 560 Aktien der Gladbacher
ollinduſtrie A./G., vorm. L. Joſten zum Kurſe von
5 Prozent käuflich erworben wurden gegen Hingabe von
er 2 Mill. Mk. Kriegsanleihen zum Kurſe von 8814
ozent. Der Reſt des Kaufgeldes war in monatlichen
ten abzutragen. Gegen den Willen des Vorſtandes und
nes Teiles des Aufſichtsrates, welche den Erwerbspreis

viel zu hoch hielten am Tage vorher war der
örſenkurs der anzukaufenden Aktien nur 285 geweſen
irde der Ankauf beſchloſſen. Es waren in der Verſamm
ng 7 Aktionäre mit einem Kapital von 557 000 Mk. ver
ten, wovon allein 529 000 Mk. auf Rechtsanwalt Dr.
brach entfielen, der als Rechtsbeiſtand der Firma Moſſe
d Sachs und auch als Vertreter deren Aktienbeſitzes an
ſehen war, zumal Bankier Kraft Sachs nur eine Aktie
ſaß. Das geſamte Aktienkapital des Unternehmens be
igt 14 Millionen Mark. Von den anderen Beſchlüſſen
en bemerkenswert, daß als Bankverbindung künftig die

ma Moſſe und Sachs zu nehmen ſei ſowie die neue Ge-
unverteilung, die von der „Deutſchen Allgemeinen
itung“ ſeinerzeit als Sozialiſierung bezeichnet wurde.
nach ſollte, nachdem Aktionäre und Aufſichtsrat bedacht
ren, von dem verbleibenden Reſt die eine Hälfte die
e und Angeſtellten, die andere Hälfte die Aktionäre

Inzwiſchen iſt nun der Abſchluß für das Jahr 1918
ennt geworden, und er hat einen Rückgang der Divi
de von 27 auf 13 Prozent gebracht. Was weiter wird,
ingt von der Entwicklung der Dinge ab. Nachdem ſchon

I das Ausſcheiden einiger Aufſichtsratsmitglieder
en des erwähnten Ankaufs der Aufſichtsrat auf 8 Mit

er zuſammengeſchrumpft war, iſt weiter beſchloſſen,
eher Aufſichtsratsmitglieder in Zukunft auf 3 zu

Dieſe Darſtellung geſchäftlicher Vorgänge war not
m m das Bild zu vervollſtändigen das ſich ergibt,

nan erfährt, daß die Bankfirma Moſſe und Sachs
n Aktien der Rheiniſchen Möbelſtoffweberei an ein

d Honſortium verkaufen will. Der eigene Aktien-
ige Firma beträgt heute etwa 900 000 Mk. und das
t Konſortium will alle Aktien übernehmen, die ihm
den gegebenen Zeitpunkt zur Verfügung geſtellt

Run aber
zur Hauptſache

in t arrein Hankier- erbhä Volitiker, und als ſolcher gehört er zu den
niſchen Sozialdemokraten. Auch das wäre viel

ſo erwähnenswert, wenn nicht Kraft Sachs als
ndidal auf der Miniſtearliſte der Unab

verneint die Frage, ob es notwendig geweſen ſein,

hängigen Sozialdemokraten zuſammen mit HerrnSimon von der irma Carſch, Simon u. Co. ein
hätte, die anfangs Juli veröffentlicht werden konnte. Herr
Simon hat ja dem erſten preußiſchen Revolutionsmini-
ſterium bereits als Finanzminiſter angehört, Kraft Sachs
aber ſcheint doch andere Ziele zu haben. Denn offenbar
handelt es ſich bei der jetzigen Transaktion um eine
Liquidation ſeiner Geſchäfte, da er zu gleicher Zeit
auch ſeine Wohnungseinrichtung zu einem, wie man ſagt,
enormen Preis an einen Kriegsgewinnler verkauft hat,
vielleicht weil er nach der Schweiz gehen will.

Es entbehrt nicht des Reizes, daß Kraft Sachs und
Herr Simon als Kandidaten für das Handels mini-
ſterium und das Finan z miniſterium aufgeſtellt waren,
daß alſo die kapitalfeindlichen Unabhängigen Sozialdemo-
kraten ſich ihre Finanz- und Handelsminiſter gerade aus
den Reihen der Bankiers holen. Poch bemerkenswerter
aber iſt es, daß ſich Bankiers zuden Umſtürzlern
unſeres Wirtſchaftslebens zur Verfügung ſtellen und daß
es zufälligerweiſe wieder gerade Juden ſind.
Man darf daraus wohl auch beſondere Wechſelbeziehungen
zwiſchen Unabhängigen und gewiſſen Finanzmännern
ſchließen. Ob Kraft Sachs den aus dem Verkauf der
Aktien der Rheiniſchen Möbelſtoffweberei erzielten Erlös
auch der Partei der Unabhängigen Sozialdemokraten zur
Verfügung ſtellt, oder aber ob er ihn ſicherheits-
halber in England beläßt? Jedenfalls wird er,
wenn er in Deutſchland doch einmal ans Ruder kommen
ſollte, wohl keinerlei Kapitalverluſte mehr erleiden. Zu
nächſt hat er jedenfalls dafür geſorgt, daß ein engliſches
Konſortium gleich über zwei deutſche Texrtilunternehmun-
gen gebieten kann. Solche Mitglieder der U. S. P. D.
kann England gebrauchen.

Schulfragen
Schulgeſundheitspflege

K. P. Einer der wichtigſten Zweige der Schulgeſundheits
pflege iſt unzweifelhaft die planmäßige Ausbildung des Auges,
die beiſpielsweiſe für den Eiſenbahndienſt von höchſter Bedeu-
tung iſt. Die Anfang September in Eiſenach ſtattfindende
Jahresverſammlung des Vereins „Schulreform“ wird ſich mit
einem Antrage beſchäftigen, der die Schulung des Auges durch
Zeichenunterricht im Freien verfolgt. Es ſoll an maßgebender
Stelle darauf eingewirkt werden, daß dem Zeichenunterricht im
Freien an allen Schulen einſchließlich Fortbildungs- und
Mädchenſchulen mehr Aufmerkſamkeit geſchenkt werde, als es
zurzeit geſchieht. Auf der Jahresverſammlung wird Wirkl. Geh.
Oberregierungsrat Dr. Reinhardt den Hauptvortrag halten, und
zwar über das Thema „Neugeſtaltung des deutſchen Schul
weſens“. Jm Anſchluß an dieſen Vortrag wird vorausſichtlich
über einen Antrag auf Wiederaufnahme der alten Beziehungen
zum internationalen Verein für Schulgeſundheitspflege beraten
werden, der ſich gleichfalls auf die Notwendigkeit ſtützt, daß zur
Erlangung größerer Sicherheit im internationalen Verkehr eine
beſſere Ausbildung des Auges des Fahrperſonals anzuſtreben iſt.

Anhaltiſche Candes-Synode
R. Deſſau, 26. Augufr.

Die Anhaltiſche Synode befaßte ſich heute mit dem wichtig
ſten vorliegenden Geſetzentwurf, dem Kirchengeſetz über
die Wahl zur verfaſſunggebenden Landes-
kirchenverſammlung. Generalſuperintendent Hoff
mann Deſſau, Vorſitzender des Landeskirchenrats, begrün-
dete die Vorlage, indem er hervorhob, daß der Entwurf der Not
der Zeit entſprungen ſei. Mit der ſtaatlichen Umwälzung habe
die Kirche ihr weltliches Haupt verlcoren: den Herzog. An
deſſen Stelle ſei der Landeskirchenrat getreten. Darin dürfe
man immerhin einen Fortſchritt erblicken. Nach dem Geſetz
müſſe die Kirche bis 1. Dezember dafür ſorgen, daß die Grund-
legen ihrer Verfaſſung eine Neuordnung erfahren, daß ihr
wieder ein dauerndes, bleibendes Haupt werde. Das könne nur
durch die Synode geſchehen. Es komme die Trennung der Kirche
vom Staat hinzu. Visher habe die Kirche ihren Einfluß auf
das Volksgange ausüben können, weſentlich deshalb, weil ſie
eng mit dem Staate verbunden war, Landeskirche geweſen ſei.
Die Kirche als Volkskirche zu erhalten und ihren Charakter als
ſolche zu mehren und zu ſtärken, werde die vornehmſte Aufgabe
des Landeskirchenrats ſein. Dazu ſei notwendig, daß weite
Kreiſe des Volkes zur kirchlichen Mitarbeit hinzugezogen würden.
Die Kirche ſehe die große Aufgabe vor ſich, das Volk religiös und
ſittlich zu erneuern, und er ſpreche es offen aus, daß die Kirche
dieſe ufgaben erfolgreich löſen werde, zum Wohle unſeres
ſchwer geprüften Volkes. Synodaler von Trotha Hecklingen

die Vorlage
überhaupt einzubringen. Die Neuordnung, die infolge der ver-
änderten politiſchen Verhältniſſe wohl nicht zu umgehen geweſen
ſei, hätte durch die beſtehenden kirchlichen Organe gemeinſam
mit der Regierung und der Landesvertretung durchgeführt
werden können. Es ſei charakteriſtiſch, daß die Wahlen im Ge
ſetzentwurf den politiſchen Wahlen angepaßt worden ſeien. Das
ſei eine Errungenſchaft der glorreichen Revolution. Da er auf
dem Standpunkt ſtehe, daß dieſe Errungenſchaften keineswegs
ein Segen ſeien, ſo habe er damit ſein prinzipielles Urteil über
die Vorlage geſprochen. Redner wendet ſich gegen die einzelnen
Beſtimmungen des Entwurfs, den Geheimrat Klinghammer
verteidigt. Gegen die Vorlage brachte auch Superintendent
Windſchild-Ballenſtedt eine Reihe Bedenken vor. Man
hätte auf dem beſtehenden organiſch weiterbauen, aber das Be-
währte nicht vollſtändig umſtürzen ſollen. Die vom Herzog er
nannten Synodalen müßten wohl aus der Shnode ausſcheiden,
da ihr Mandat gewiſſermaßen erloſchen ſei. Synodaler Woche
Deſſau tritt für die Vorlage ein, da ſie den veränderten Zeitver-
hältniſſen Rechnung trage. Das gleiche tut Synodaler Schwarz-
kopf-Nienburg und Shynodaler Behringer-Deſſau als Arbeiter-
vertreter. Nach weiteren Bemerkungen geht der Sntwurf an
eine elfgliedrige Kommiſſion. Nächſte Sitzung am Freitag.

Halle, 28 Auguſt.
Zur Lohnfrage

Wie das ſoeben ausgegebene Auguſtheft des „Reichs
Arbeitsblattes“ berichtet, ſind nach einer vom Srtatiſti
ſchen Reichsamt aufgenommenen, allerdings nur rohen Statiſtik,
die Durchſchnittslöhne der erwachſenen männlichen Arbeiter in
der Zeit vom März 1914 bis zum September 1913, ofſo während
der Kriegsdauer, von 8,17 Mark auf 12,46 Miurk, nd die der
weiblichen Arbeiter von L,28 Mark auf 6,01 MNurk geſiegen.
Setzt man den Stand vom März 1914 190, ſo bedeuten die
angegebenen Zahlen, daß der Durchſchnitistagesverdienſt der
Männer im September 1918 241,0 und der der Frauen 268,6

i

betragen würde. Die Steigerung iſt hiernach nicht o groß, wie
im ällgemeinen angenommen zu werden pflegt. Allerdings be-
trägt ſie in verſchiedenen Gewerbegruppen mehr. So ſind z. B.
die Löhne der Männer während der angegebenen Zeit in der
elektriſchen Jnduſtrie von 4,52 Mark auf 12,46 Mark (d. h. um
198 v. e in der Maſchineninduſtrie von 5,32 auf 18,04 Mark
(145 v. H.), in der Papierinduſtrie von 3,93 auf 9,48 Mark
(140 v. H.), die der Frauen in der Metallinduſtcie von 2,05 Mark
auf 6,65 Mark (224 v. H.), in der Maſchineninduſtrie von 2,28
auf 6,26 Mark (175 v. H.), in der Jnduſtrie der Holz und
Schnitzſtoffe von 1,99 auf 5,45 Mark (174 v. und in derelektriſchen Jnduſtrie von 2,75 auf 7,35 Mark 33 v. H.) ge

ſtiegen. Andererſeits ſind die Löhne auch in einigen anderen
Gewerbegruppen weſentlich geringer angewachſen, ſo z. B. für
Männer im Nahrungs- und Genußmittelgewerbe nur von 5,60
auf 8,52 Mark (d. h. um etwa 50 v. H.), und für Frauen in der
Leder und Gummiinduſtrie von 2,82 auf 4,82 Mark (etwa
71 v. H.). Wenn auch die genannten Erhebungen keinen
zwingenden Schluß auf den tatſächlich verdienten Arbeitslohn
zulaſſen, ſo geben ſie doch ein anſchauliches, und, trotz des ge
ringen Umfanges, einigermaßen zuverläſſiges Bild über die
Lohnbewegung während der fünf Kriegsjahre, zu je zwei ver
e Terminen jedes Jahres, nämlich dem März und Sep-

l F eeagggeeheerel,. arg

T Aufhebung der BVezugsſcheinpflicht für Schuhe. Nachdem
die Nationalverſammlung ſich für die Abſchaffung der Zwangs
wirtſchaft von Häuten, Leder und Lederwaren ausgeſprochen hat,
iſt die Aufhebung der Bezugsſcheinpflicht für Schuhwaren in
den nächſten Tagen zu erwarten. Es ſind Maßnahmen in Aus
ſicht (1) genommen, den Schuhbedarf der minderbemittelten Be
völkerung zu angemeſſenen Preiſen ſicherzuſtellen.

Ungültig werdende Briefmarken. Infolge der Erhöhung
der Poſtgebühren werden vom 1. Oktober d. ab die Zrief-
marken zu 2 3, 738, 80 und 85 Pfg. ungültig. Die Brief-
markenhefte zu 8 Mark werden ebenfalls nicht mehr hergeſtellt,
die alten Beſtände aber weiter ausgegeben. Ob vom 1. Oktober
ab neue Markenhefte ohne 759 Pfg.- Marken gedruckt werden, iſt
noch nicht beſtimmt.

Großes Gartenfeſt in der Saalſchloßbrauerei. Auf das
heute (Donnerstag) in der Saalſchloßbrauerei ſtattfindende
Gartenfeſt, beſtehend aus Nachmittags- und Abendkonzert mit
Kinderbeluſtigungen, Jllumination und Sommernachtsball, ſei
nochmals empfehlend hingewieſen. Die Konzerte werden von
den Kapellen des 1. Landesjäger-Regts. (Obermuſikmeiſter
Steuer) und des Pionier-Batls. 16 (Obermuſikmeiſter Drews)
ausgeführt. Eintrittskarten ſind auch an der Abendkaſſe noch zu

H. Sporkbertehte
Tagung der deutſchen Sportbehörde für Athletik

Anläßlich der deutſchen Athletikmeiſterſchaften in Nürn-
berg tagte dort die Deutſche Sportbehörde für Athletik (D.
S. B. f. A.). Alle deutſchen Sportbehörden hatten ihre Ver
treter entſandt, auch der Reichsausſchuß für Leibesübungen war
durch ſeinen Generalſekretär Karl Diem vertreten. Vom
Vorſtand waren anweſend: Runge- und Wagner-Berlin,
Mehlkopf-Duisburg, Krauſe-Berlin und Prof. Steffen-Lübeck.
Weſtdeutſchland hatte Grolms Elberfeld, Nord
deutſchland Dettmann-Lübeck, der Baltiſche Raſen-
ſportverband Rohde Danzig, Mitteldeutſchland
Hädicke- Halle und Helbig-Weimar, Württemberg
Trapp und MarxStuttgart, Südoſtdeutſchland Gell-
rich, Berlin Krauſe, Nordbayern Haßler-Nürnberg,
Frankfurt a. M. Gwinner und Dr. Fandry, Süd bayern
Bäuerle- und Müller- München entſandt. Die Verbände er-
ſtotteten Bericht über ihre Tätigkeit in zurückliegenden Zeit.
Es wurde gewünſcht, daß der Vorſtand oberſten Sportbehörde
nicht mehr mit den Vereinen direkt, ſofern nur über die Unter-
verbände verkehren ſoll. Durchweg konnte von einem erfreu-
lichen Aufſchwung des Sportgedankens aus dem ganzen Reichs-
gebiete gemeldet werden. Jn den Verbänden, in denen Fußball
und Leichathletik nicht verſchmolzen iſt, wie in Weſt, Mittel
und Norddeutſchland, wurde lebhafte Klage darüber geführt, daß
der Fußballbetrieb ohne Sommerpauſe das ganze Jahr indurch
herrſcht. Mitteldeutſchland z. B. hat eine ſechswöchige angs
pauſe vom 1. Juli bis 15. Auguſt eingeführt. Den anderen
Verbänden wurde dieſes Spielverbot zur Nachahmung empfohlen,
ebenſo das Vorgehen Weſtdeutſchlands, das ſeine ſämtlichen
Jugend mitglieder in einer beſonderen Organiſation zuſammen
gefaßt hat.

Eine längere Ausſprache entſpann ſich über die beabſichtigte
Arbeits gemeinſchaft mit der Deutſchen Turnerſchaft.
Folgende Richtlinien wurden dem Vorſtand für weitere Verhand
lungen auf den Weg gegeben:

Nachdem ſich der Betrieb der Leichtathleten in den Sport-
verbänden ſo einander genähert hat, daß im weſentlichen die-
ſelben Ziele auf demſelben Wege verfolgt werden, erſcheint eine
gemeinſame Verwaltung der leichtathletiſchen (volkstümlichen)
Uebungen nicht nur wünſchenswert, ſondern notwendig. Beide
„Teile einigen ſich über folgende Punkte:

1. Beide Körperſchaften ſind grundſätzlich zur Einigung
bereit.

2. Beide Körperſchaften mit ihren Kreiſen bezw. Landesver-
bänden behalten ihre Selbſtändigkeit. Jn den neu zu bildenden
gemeinſamen Kopf treten zu den Mitgliedern der Deutſchen
Sportbehörde von der deutſchen Turnerſchaft zu beſtimmende
Abgeordnete.u Zur Finanzierung der gemeinſamen Oberſten Bebörde
dienen in erſter Linie die bei leichtathletiſchen Veranſtaltungen
von allen Teilnehmern zu erhebenden Gebühren und Leine von
den Leichtathletik treibenden Verbänden zu zahlende Kopfſteuer
ſowie eine mit der Deutſchen Turnerſchaft zu vereinbarende
Pauſchale.

4. Den Landesverbänden werden Verhandlungen mit den
betreffenden Kreiſen der Deutſchen Turnerſchaft unter ſinn
gemäßer Anwendung dieſer Richtlinien empfohlen. Der Vor-
ſtand der Deutſchen Sportbehörde beauftragt den Vorſtand, auf
Grund dieſer Richtlinien weiter zu verhandeln. Der endgültige
Entſcheid wird in der nächſten Wahlverſammlung getroffen.

Am Schluſſe der Tagung wurden neue deutſche
Rekorde genehmigt. 200-Meter-Lauf: 21,6 Sekunden
von RauCharlottenburg; Stabhochſprung: 8,71 Meter
von Gaim-München; Steinſtoßen: 9,55 Meter von Geyer-
München; 7,15 Meter von Söllinger-München;
100-Meter-Damenlauf: 183,5 Sek. von Frl. Kießling-
r Damenſtaffel 42100 Meter: 66,4 Sek.,Münchener Turn und Sportverein 1860. Ferner wurde be
ſchloſſen, daß die deutſchen Meiſterſchaften ſtets am dritten
Sonntag im Auguſt zum Austrag gelangen. Vor und nach der
Tagung waren die Vorſtandsmitglieder der Sportbehörde auf
dem Kampfplatze tätig. Die Kämpfe wickelten ſich mit mußer-
hafter Pünktlichkeit ab. Wir haben darüber bereits berichtet.
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Kohlenvorräte und Transportnot
Der „Vorwärts“ hat ſich neulich aus Bergarbeiterkveiſen

ſondern daß der habe,nämlich: in der nsport
Es iſt feſtgeſtellt worden,

u o r wieIm Ruhrrevier lagerten am 1. Juli d. J.Luf den doger ge Juli d. J. 467 000 Tonnen
340 000 Tonnen Koks u r Tonnen Briketts. Der Stein

t gebnis eines halben Fördert dund bildet die allernotwendigſte Reſerve für de Werren e

Ein r mit r im Vorjahr, wo ſie Ende
im Ruhrrevier etwa 836 Millionen Tonnen be

beweiſt, daß der heutige Haldenbeſtand relativ ſehr ge

In Oberſchleſien betrug der Kohlenbeſtand Ende Juli d. J.556 000 Tonnen gegen 260 000 Tonnen Ende Juni; mee ecktagt

ſich das Anwachſen aus den Schwierigkeiten des Abtransports,
die jedoch eine Folge des jüngſten Eiſenbahnerſtreiks ſind.

Wenn auch dieſe Ziffern beweiſen, daß die Förderung durch
aus ungenügend iſt, ſo geht doch aus einer anderen Meldu ig
hervor, daß ſich auch die Wagengeſtellung für den Abtransport
von Brennſtoffen in der vergangenen Woche weiter ungünſtig
geſtaltete. Es fehlten täglich über 6000 Wagen. Gegen Ende
der Woche beſſerten ſich die Verhältniſſe. Die Zufuhr nach den
DuisburgRuhrorter Häfen ging unter dieſen Verhältniſſen
zurück, ſo daß die Kipperleiſtung täglich 18 500 Tonnen betrug.
Der Umſchlag an den Kanalhäfen ſteigerte ſich auf 26 600
Tonnen gegen 25 8300 Tonnen in der Vorwoche.

Jmwmerhin liegt die Hauptſchuld der Kohlennot an der ge
ringen Förderung. Erſt wenn die Werke die früheren Ziffern
erreicht haben und dann die übergroßen Haldenbeſtände nicht
abtransportieren können, mag die Schuld der Wagengeſtellung
allein zugeſchoben werden.

Gegen Erzbergers Sühneopfer
Der Deutſche Jnduſtrie- und Handelstag hat den Entwurf

eines Geſetzes über das Reichs notopfer in ſeinem Steuer
ausſchuß auf Grund eines eingehenden Berichtes des Vizepräſi-
denten der Handelskammer zu München, Kommerzienrats
Fraenkel, ſachlicher Prüfung unterzegen. Allgemein trat die
Auffaſſung zutage, daß ein ſolches Geſetz die darniederliegende
Volkswirtſchaft mit ungeheurem Schaden bedrohe, da ſeine Aus
führung ihr einen erheblichen Teil des wichtigſten Rüſtzeuges,
nämlich des Betriebskapitals, entziehen und ihre Tätigkeit in
empfindlichem Maße lähmen würde. Als unbegreiflich wurde
es deshalb bezeichnet, wie der Reichsfinanzminiſter Erzberger
eine ſo tief einſchneidende Maßnahme als eine Wohltat für das
deutſche Volk bezeichnen konnte, und mit aller Entſchiedenheit
lehnte man auch die von ihm beliebte Bezeichnung der Ver-
mögensabgabe als eines Sühneopfers ab. Jnduſtrie und Handel
wiſſen ſich frei von einer Schuld, durch die ein ſolches Sühne-
opfer gerechtfertigt werden könnte. Wenn ſie es erreicht haben,
Deutſchland vor dem Kriege zu hohem Wohlſtande zu verhelſen,
ſo verwahren ſie ſich dagegen, hierfür des mammoniſtiſchen
Geiſtes bezichtigt zu werden. Ob und inwieweit die Not des
Reiches gleichwohl eine teilweiſe Vermögensenteignung erfor-
dert, iſt eine Frage, für deren Entſcheidung es dem Steueraus-
ſchuß zurzeit noch an ſicheren Unterlagen zu fehlen ſcheint. Er
iſt der Anſicht, daß eine endgültige Stellung nur dann einge-
nommen werden kann und auch von der Nationalverſammlung
nur dann eingenommen werden ſollte, wenn eine umfaſſende
Aufklärung über die finanzielle Lage des Reiches in ſeinen in-
neren Beziehungen und in den Beziehungen zu de nfeindlichen
Staaten und über die weiteren finanziellen Pläne der Reichs
regierung, insbeſonde in bezug auf die Reichseinkommen-ſteuer, gegeben iſt. Ah erſcheint es notwendig, vorher Gewähr

dafür zu ſchaffen, daß der Ertrag der Steuer nicht auf Grund
der Friedensbedingungen alsbald oder ſpäter von den Feinden
in Anſpruch genommen werden kann. Mit dieſen grundſätzlichen
Vorbehalten trat der Steuerausſchuß in eine Würdigung der
einzelnen Geſetzesbeſtimmungen ein und machte dazu eine Reihe
von Aenderungsvorſchlägen. Von dieſen trifft den Kern der
Vorlage die Anregung, daß die Abgabenſätze erheblich zu er
mäßigen ſind und der dadurch entſtehende Fehlbetrag durch eine
Zwangsanleihe zu niedrigem Zinsfuß aufzubringen iſt. Sollte
der Geſetzgeber dem nicht entſprechen, ſo müßten doch die hohen
Abgabenſätze erſt bei höheren Vermögensſtufen beginnen. Für
die durch Alter oder Krankheit in ihrer Erwerbsfähigkeit be-
tinträchtigten Abgabepflichtigen wird eine Herabſehung der
Steuer beantragt. Die für landwirtſchaftliche Grundſtücke vor
geſehene Begünſtigung, daß ſich bei ihnen der Wertanſah um
ein Viertel ermäßigt, will der Steuerausſchuß auch auf die ge
werblichen Zwecken dienenden Grundſtücke ausdehnen.

Induſtrie, Handel, Hanclwerk
Gottfried Lindner, A.-G., Ammendorf. Die geſtrige

außerordentliche Generalverſammlung vollte
über eine Kapitalserhöhung von 800000 Mark und die
Aufnahme einer Obligationsanleihe von 1 Million Mark be
ſchließen. Dieſer Vorſchlag hat leider nicht die Genehmigung
des Miniſters gefunden. Aus grundſötzlichen Erwägungen her-
aus iſt die Obligationsanleihe vom Miniſter abgelehnt worden,
der auf dem Standpunkt ſteht, daß eine Erhöhung des Aktien-
kapitals einer Obligationsanleihe gegenüber den Vorzug ver
diene. Darauf hat der Aufſichtsrat der Generalverſammlung
folgenden Antrag vorgelegt: „Die Generalverſammlung wolle
beſchließen: Das Aktienkavital der Gottfried Lindner Aktien-
geſellſchaft zu Halle a. S. wird von 1600000 Mark um
1600 000 Mark, alſo auf 8200000 Mark, erhöht. Die Er
höhung geſchieht durch Ausgabe von 1600 Stück auf den Jn-
haber lautenden Aktien über je 1000 Mark, alſo zuſammen über
1 600 000 Mark. Der Mindeſtbetrag, unter dem die Ausgabe
der neuen Aktien nicht erfolgen darf, wird auf 1140 Mark für
jede Aktie feſtgeſetzt. Das geſetzliche Bezugsrecht der bisherigen
Aktionäre auf die neuen Aktien wird ausgeſchloſſen. Die neuen
Aktien nehmen vom 1. April 1919 ab an der Dividende teil.
Der Vorſtand wird ermächtigt, mit dem Bankhauſe Rein
hold Steckner in Halle a. S. einen Vertrag betreffs Ueber
nahme der neuen Aktien und Angebot derſelben an die Aktionäre
abzuſchließen; nach dem Vertrage ſollen die neuen Aktien zum
Preiſe von 1140 Mark für jede Aktie einem Konſortium gegen
die Verpflichtung überlaſſen werden, die neuen Aktien den alten
Aktionären zum Kurſe von 120 Prozent mit einer Friſt
von mindeſtens zwei Wochen, welche öffentlich bekannt zu machen
iſt, derart zum Bezuge anzubieten, daß auf eine alte Aktie eine
neue Aktie entföllt.“ Die Generalverſammlung genehmigte ein-
ſtimmig den Antrag und genehmigte die dadurch notwendig ge
wordene Statutenänderung. Wie der Vorſitzende ausführte, ſei
das Unternehmen gegenwärtig ſtark beſchäftigt. Es
verzeichne einen ungemein hohen Auftragsbeſtand, der günſti re
Ausſichten für das kommende Jahr böte. Auch das Ausland ſei
ſtark an den Aufträgen beteiligt. Falls keine unvorhergeſehenen

Je eintreten, kann mit einem zufriedenſtellenden Ergeb

nis für das laufende Geſchäfteſahr gerechnet werden. Die
neuen Mittel ſollen zur Verringerung der Bankſchulden und zur
ver der Betriebsmittel dienen.

Zimmermannwerke A.G. Chemnitz. In der geſtrigenaußerordentlichen Generalverſammlung wurde, ſo drahtet her
ss.-Handelsmitarbeiter, ſeitens der Verwaltung mitgeteilt, daß
die Aufnahme einer Obligationsanleihe von 4 Millionen Mark
durch Vermittlung der Dresdner Bank erfolgt ſei. Desgleichen
wurde ausgeſprochen, daß man eine Aufbeſſerung der Lage er
warte, ſofern nicht die hohen Gehälter und Löhne ſich hindernd
in den Weg ſtellen. Die Aufträge und Eingänge ſeien durſhaus
befriedigend. Durch einen Dresdner Großaktionär wurde Kritik
an der Finanzpolitik der Geſellſchaft geübt. Die Zahl der Auf
ſichtsratsmitglieder auf 10 zu vermindern, fand nicht die Unter
ſtützung der erforderlichen Mehrheit.

Sporthotel A.G. in Oberwieſenthal. Unter dieſer Firma
wurde eine Aktiengeſellſchaft mit einem Kapital von 800 000 Mk.
errichtet, welche das bekannte Sporthotel in Oberwieſenthal käuf
lich zu übernehmen und weiter zu betreiben beabſichtigt.

Kohlentarifneuordnung. Zur Verhandlung über Tarif
fragen, vornehmlich Rohſtofftarife für Kohlen, findet heute in
Bamberg eine Tagung von Vertretern ſämtlicher Eiſenbahn
direktionen, Handelskammern und Verbrauchergruvpen ſtatt.
Unter anderen wird der Eſſener Vorſchlag, den Kohlentarif je

abzuſtufen, in Veratung gezogen.

Geldmarkt unck Banken
Aufruf und Einziehung der Reichsbanknoten zu 50 Mark

vom 20. Oktober 1918. Die Reichsbank wiederholt nochmals
ihre Bekanntmachung betreffend den Aufruf ihrer 50 Mark
Noten mit dem Datum vom 20. 10. 1918. Die Beſitzer werden
aufgefordert, dieſe Noten bis zum 10. September 1919 bei einer
Dienſtſtelle der Reichsbank in Zahlung zu geben oder gegen
andere geſetzliche Zahlungsmittel umzutauſchen. Mit dem
10. September verliert die aufgerufene Note ihre Eigenſchaft als
geſetzliches Zahlungsmittel, was zur Folge hat, daß nach dieſem
Tage niemand mehr verpflichtet iſt, die 59 Mark-Noten vom
20. Oktober 1918 anzunehmen. Es empfiehlt ſich deshalb,
ſchleunigſt alle 50 Mark-Noten dieſer Ausgabe bei einer Reichs
bankanſtalt, öffentlichen Kaſſe, Bank, Sparkaſſe oder einem
Geldinſtitut in Zahlung zu geben oder umzutauſchen. Verſäumt
man den Termin vom 10. September 1919, ſo kann man die
Noten nur noch bei der Reichsbankhauptkaſſe in Berlin ein-
tauſchen, die eine Einlöſung aber auch nur bis zum 10. Sep-
tember 1920 vornimmt. Mit letzterem Zeitpunkt erliſcht für die
Reichsbank die Einlöſungspflicht überhaupt. Um jedem Jrr-
tum vorzubeugen, wird aber ausdrücklich darauf hingewieſen, daß
es ſich bei dieſem Aufruf lediglich um die Reichsbanknoten zu
50 Mark mit dem Datum des 20. Oktober 1918 handelt, die auf
der Vorderſeite links ein grünes Zierſtück und rechts daneben den
Aufdruck in einer quadratiſchen dunkelbraunen Umrahmung
tragen. Unberührt vom Aufruf bleiben ſämtliche übrigen Reichs
banknoten, Reichskaſſenſcheine und Darlehnskaſſenſcheine, alſo
auch die anderen auf 50 Mark lautenden Darlehnskaſſenſcheine
und Reichsbanknoten, unter letzteren auch die Ausgabe vom
30. November 1918, deren Aufdruck ouf der Vorderſeite von
einem gewellten Rahmen umgeben iſt und deren Rückſeite ein
freies Mittelfeld aufweiſt. Alle dieſe Geldzeichen bleiben geſetz
liches Zahlungsmittel, müſſen alſo von jedermann auch ferner
in Zahlung genommen werden.

Neue Anleihe der Sadt Halberſtadt. Die Stadt Halberſtadt
erhielt die Genehmigung zur Ausgabe von 4 Prog. Schuldver-
ſchreibungen im Betrage von 3 Millionen Mark.

Die Markvaluta notierte am 25. Auguſt in Kopenhagen
21,25 (23. Auguſt: 20,35), in Stockholm 18,75 (19,25) und in
Amſterdam 12,70 (12,90).

Keine Freigabe der deutſchen Guthaben in Jtalien. Auf
Grund einer an maßgebender Stelle eingezogenen Auskunft hat
die Handelskammer Leipgig in Erfahrung gebracht daß die be
ſchlagnahmten deutſchen Guthaben in Jtalien bisher nicht frei-
gegeben worden ſind. Indeſſen laſſen die offenſichtlich zutage
tretenden Beſtrebungen Jtaliens, ſich mit Deutſchland wieder
auf freundſchaftlichen Fuß zu ſtellen, darauf ſchließen, daß
Ftalien ſpäterhin deutſchen Wünſchen tunlichſt Rechnung tragen
werde.

Geſellſchafts- Abſchlüſſe
Die Landbank im Jahre 1918. Wie in der letzten Aufſichts

ratsſitzung berichtet wurde, hat das Unternehmen unter den
Hemmungen der Kriegswirtſchaft und den Folgen des Krieges
und der politiſchen und wirtſchaftlichen Umwälzungen des
vorigen Jahres ſchwer gelitien. Nachdem die erſten Kriegsjahre
die Reſerven der Ge'ellſchaft h aufgezehrt hatten, Hat
das vergangene Jahr wiederu einen Betriebsverluſt von
rund 321 900 Mk. erbracht. Die Geſellſchaft ſreht ſich außerdem
veranlaßt, auf verſchiedenen Konten Abſchreibungen in Höhe von
rund 1,11 Millionen Mark vorzunehmen und für ausländiſche,
insbeſondere engliſche Kredite, die ſie in Friedenszeiten aufge
nommen, während des Krieges infolge des vom Staat er
laſſenen Zahlungsverbotes nicht hatte abſtoßen können und jetzt
bei dem ſchlechten Stande unſerer Valuta mit ſchweren, ihrer
Höhe nach noch nicht feſtſtehenden Ovfern wird zurückgahlen
müſſen, und auf Beteiligungen einen Verluſt von rund 8,6 Mil
lionen Mark auszuweiſen. Zur Beſeitigung der dadurch entſtan-
denen Unterbilanz von 5 Millionen Mark und zur Be affung
von Betriebsmitteln ſoll der Generalverſammlung die Zu
ſammenlegung des Aktienkapitals von 20 Millionen Mark auf
15 Millionen Mark und die Wiedererhöhung desſelben auf die
alte Höhe durch Ausgabe von 5 Millionen Mark 5proz. Vbrzugs
aktien vorgeſchlagen werden. Die Geſellſchaft hofft, ſich in
größerem Umfange an den zurzeit im Vordergrund des Inter
eſſes ſtehenden Arbeiten in der inneren Koloniſation beteiligen
zu können, glaubt ſich aber den veränderten Anſchauungen ent
ſprechend zu dieſem Behufe in eine gemeinnützige Geſellſchaft im
Sinne der Stempelgeſetze umwandeln zu ſollen. Der ordentlichen
Generalverſammlung ſoll eine Aenderung des Geſellſchaftsver-
trages in der Weiſe vorgeſchlagen werden, daß unter Betonung
der koloniſatoriſchen Aufgaben der Geſellſchaft im Dienſte der
minderbemittelten Volksklaſſe die Höchſtdividende auf 5 Prozent
und der bei einer Liquidation an die Aktionäre oneanſchüttende
Höchſtbetrag auf den Nennbetrag der Aktien beſchränkt wird.

Die Bankverein Göttingen Akt.Geſ. erzielte im Geſchäfts
jahr 1918/19 aus Zinſen, Wechſeln und Mietsüberſchüſſen einen
Gewinn von 238 339 Mk. (i. V. 291 532), Proviſionen erbrachten
114 127 Mk. (70 974), Wertpapiere 80 955 Mk. (108 691), Cou
pons und Sorten 14 662 Mk. (5498, demgegenüber beanſpruchten
die Unkoſten insgeſamt 202 672 Mk. (162 637) Als Ueberſchuß
verbleibt ein Betrag von 169 878 Mk. (281 074), aus dem eine
Dividende von 5 Proz. (6) ausgeſchüttet werden ſoll. Wie im
Geſchäftsbericht mitgeteilt wird, ſtieg die Geſamtſumme von
468 533 337 Mk. auf 661 716 128 Mk Ez war wiederum ſchwer,
die Gelder kurzfriſtig nutzbringend anzulegen, ſo daß es trotz
der Erhöhung der Einlagen nicht möglich war, eine Erhöhung
des Zinsgewinnes zu erzielen. Eine günſtige Weiterentwicklung
zeigt das Kontokorrentgeſchäft. Die Bank konnte ihren Kunden-
kreis erheblich erweitern. Der Umſatz im Effektenoeſchäft war
ſehr erheblich Als bemerkenswert erwähnt der Bericht noch,
daß die Hildesheimer Bank in Hildesheim ihren Beſitz in nicht
vollgezahſten Aktien der Göttinger Bank dem Heſſiſchen Bank
verein Akt.Geſ. Kaſſel überlaſſen hat, wodurch die Göttinger
Bank in ein engeres Verhälnis mit dem Heſſen Bankverein
Aktiengeſellſchaft, Kaſſel, getreten iſt. Jn der Bilang erſcheinen
u. a. Wechſel und unbverzinsliche Schatzanweiſungen mitNoftroguthaben ſind von 289 450 Mk.

Dieſe außerordentlich
6 777 201 Mk. (4 657 001),

auf 6 877 625 Mk. geſtiegen. ſtarke Er

höhung ſt derarttende Beträge an bie
14 266 187 gegen 8 875 281 Mk.

bei den ihr

116 627 Mk. geſtiegen
Bernburger Saalmühlen

ſichtsrat hat beſchloſſen,
17. September ſtattfindet, eine Dividende
16 Prozent im Vorjahre vorzuſchlagen.

Plauener Spitzenfabrik H.
Unternehmen weiſt für 1918/19 nach
ſchreibungen einen Reingewinn von 1710929 (158 471
Hieraus ſoll eine Dividende von wieder 8 Proz. auf
Aktienkapital verteilt werden.
wieder 10000 Mk.

ckzuführen,

für wohltätige
(17 207) Mk. auf neue Rechnung.
i siahr hofft die Verwaltung, daß es ſich tro

günſtigen Momente dem Vorjahre ähnlich geſtalten

decß ber

Mk. auf 2

A.-G. in Bernburg,
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I unVerſchiedene Mitteilungen ßezuc
Die Einrichtung einer Magdeburger Großmeſſe wj 7in die Wege geleitet. Der Magiſtrat hat drei ſeiner g. i Geſchäf

Mitgli abendszuſammen mit drei Stadtverordneten als Ausſchuß zur du
beratung aller in Betracht kommenden Fragen beſtimmt a
dem werden Sachverſtändige und Intereſſenten heran
werden. Es er en daß die erſte Magdeburger g.
meſſe noch in em Herbſt ſtattfinden wird. o

Keine Schnhhausfuhr aus der Schweiz. Das ſchweizeriſg
Volkswirtſchaftsdepartement hat die in der Preſſe beteh x
Cere Vorſchläge der Schuhinduſtriellen in der Frage n F.

reisabbaues für ungenügend bezeichnet und vorläufig die
teilung der Ausfuhrbewilligung für Schuhwaren eingeſtellt. t

Eine Neuregelung der Petroleumpreiſe iſt mit Wirkun ke i üb
15. Auguſt ab dergeſtalt vorgenommen worden, daß der d ſtr.
120 Mk. für je 100 Kilogramm Reingewicht beim Verkauf zu
100 Kilogramm und mehr nicht überſteigen darf. Bei Verkäu
von weniger als 100 Kilograrrm darf der Preis für
Petroleum bei Lieferung ab Lager oder Laden des Vertart PVerle
120 Pfg., bei Lieferung in das Haus des Käufers 125 Pfq. n ſchleſien
überſteigen. Der Preis für Teſtbenzin wird vom Reiſe prug
ſchafleminiſterium auf 245 Pfg. je 100 Kilogramm feſtgeſett J iſt trotz

S teBerliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Einen erkennbaren Einfluß auf r

Geſtaltung des Markkurſes im Auslande übte ſeilla
jeht die amtliche Meldung, wonach der Umtauſch und dieempelung der deutſchen Banknoten nicht mehr beabſichtigt t
nicht, vielmehr meldeten holländiſche Bankierdepeſchen en n dert r
neutes Nachgeben des Markkurſes gegenüber der geſtrigen müſſe.
holung. Jmmerhin war die Wirkung der Abſtandnahme
den Umtauſchplänen hier inſofern verſpürbar, als die geſtri
feſte Haltung für Montan, Schiffahrts- und Farbwerte u Deleg
geſprochener zutage trat, die Erholung der alten heimiſchen M angeb
leihen und Schahz ſcheine kräftige Fortſchritte machte und
bisherige Aufwärtsbewegung der Auslandsaktien, wie Kanah
Schantung uſw., zum Stillſtand kam. Auch ausländiſche Va Eine
noten waren niedriger gehandelt. Von Petroleumwerten war
nur Deutſche Petroleum weiter angiehend. Schiffahrts,
Montanwerte waren 1--4, Farbwerte 3--5 Proz. gebeſſert. Der
ſonſtigen Märkte lagen ſtill und wenig verändert. Kriegeanleſ ſchaft
79,40--79 Oeſterreichiſche und ungariſche Anleihen waren fizier!

und ſchwächer. R lis zumProduktenbericht. Anſcheinend im Zuſammenhang mit d
unbeſtändigen Witterung hat das Angebot von Hafer aus à
Provinz nachgelaſſen, womit gleichzeitig auch die Forderung
höher geworden ſind. Da auch aus Pommern und Schleſ
weniger Ware herankommt, ſo find die Ankünfte in Berlin ba Vaſhing
untergebracht, und es befinden ſich wegen der hohen Lage Kreiſen
ſpeſen in der Hand der hieſigen Händler nur geringe Vorrä den Fr
Für Viktorigerbſen ſind bis 160 Mark bezahlt worden. Serr Die Zwe
della war für ſpätere Lieferung begehrt. Die Tendenz für H die ehe
iſt feſt. Stroh iſt wenig verändert. toren ſie

Hafernotierungen: 49 Repu
Bexlin, Auguſt Jnländiſcher Hafer für 1000 Ka in Be Vertrag

Loko 1020--1100 ab Speicher frei Wagen, 960--1000 ab Eingangsbe Unter d
bof. Dreitägige Abladung Dreiwöchige Abladung Aug er de
Abladung Erſte Hälfte September Abladung 89 Srupp
September Abladung 840--880. September Okieber- Ablad i eine and
800-900. Alles per 1000 ka Netto ab Abladeſtarionen. Tende die ſchwa
loko ſchwächer, auf Abladung feſter. beſſer gef

I rung irIm frefen Verkehr wurden nfehtamtlieh ermitte atonne
BVisenbahn-Aktlien: Gasmotoren Dent2 deshalbHalberstadt -Blankenb. 77.50 Gebhardt u. L. r wirdHaile-Hettetedter Sebhardt u. n BISchantungbahn 133.50 Gelsenkireh. Bergb. 5Allg. Lokal-Str. I27. Glauziger Zuckerfbr.är. Berl. Str. i2050 Hallesehe Masech.-Fabr,
Magdeburger Str.-B. S Hann. Maseh. JLux. Prinz Heinrich. -B. 309. Harpener. Berg Nach
Orientbahn 280, r E. rSehiftahrts- Akt. Et. raniſcheHambg. Pakettfahrt 10075 Hocrctewicen T stani e Datum

r 1 v Der Hoheniohe- Werke v S antuzen eBanken: Kahla- Porzellan 7 5Bank für Thür. 135, Kaſliw. Aschersleben 160 ra
Berl. Handelsges. Körbisd. Zucker- Akt.Comm u. Diskontobank 120.25 Kyffhäuserhütte
Darmstädter Bank 105. 25 Labhmeyer u. Co.
Dess. Landesbank 136 Lauchhammer
Deutsche Bank 193,75 LaurahütteDiskonto-Comm. 1562, Linke u Hofmann. un „PerDresdner Bank 1127 Ludwig Loewe u. an amerikaniOredit-Anst. Leipzig 129, [„othringer Hütte dAMitteld. Kreditbank III. Mannesmannröhren 3 der deut9 Privat-Bank 106, Obersechl. Risenb.- Bed. beabſichtig
Nationalbank do. Garo Heg. SieOesterr. Kredit 100. do. Kokswerke WiederReichsbank 146,50 3573 u r oppel bieteIndustrie- Aktien öniz-Bergb. W eiehecencg 242.50 Rhein Metall. Vor nand.
AKt. f. Anilin 2. Khein StahlwarenAllgem. Elektr.- Ges. 160, Riebeck. Montan 15 EiAmmendorfer Papierf. Rombacher ſlen i neiAnhalter Kohlenw. 162.50 Rositzer Braun wi oAnnaberger Steingut 189,75 Rositzer Zucker E. mBadische Anilin 329, Sangerhäuser Maseh. richtet
Bergmann XIieict. Akt. I31, Hugo Schneider u. nan eBerl. Masch.- Bau 1188. Schuckert u. Co. dentenBismarckhütte 197.50 Siemens u. Halere Noske
Bochumer GnBstahl I164, Stettiner Juean, m vi 5Chem. Fabrik Buekau Stollberger Zinkhb. 32 t deChem. Griesheim 192.50 Strals. Spielkarten VehrmachtChem. v. Heyden 2II. Thale-Eisenhütto- ch 2Consolidation Schalke 237.75 Trigtie- Art z übeCröllwitrer Papierfabr. 28.75 Türkische Taba 16 wehrminiſte
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eigentell: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle
a, S.

Otto rotet? Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitun
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